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Zugestellt
an Revisionskläger
am 22„August 1964,
an Revisionsbcklcgte
am 24°August 1964

‚hat

I m N e m e n d e's V o l k e 5

In Sachen

Beklagte und Revisionsbeklagte,

der 70 Senat des Bundessozialgerichts ohne

mündliche Verhandlung am 500 Juni 1964 unter Hit—

und

'und

für

>‘Auf

{wirkung von

Senatspräsident ‘ Dr. B e r n d t
als Vorsitzenden,

Bundesrichter 73‘_" Dr° K l ä ß
Bundesriehter “" — Dr° K r e b s

‚ als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter S e h_l e g e l

Bundessozialriehter M i c h a e l i s

.
als ehrenamtlichen Richtern,

Recht erkannt:

die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Nordrhein—Westfalen vom 40°

September 4965 aufgehoben(:

‚Die

Ischeidung an das Lundessozialgericht zurückver—

Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent-

wiesen°
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Das Arbeitsamt entzog dem Kläger die in Höhe von 4,484,40 DM ge—
'währto Arbeitslosenhilfe (Alhi) und forderte davon einen Teilbe—

trag von 2,607,70 DH unter Hinweis auf die 55 446, 485 des Ge—
setzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenvcrsicherung

(AVAVG) zurück, weil der Kläger wegen rückwirkender Bewilligung

einer Rente aus der Angestelltenversicherung keinen Anspruch auf

Alhi gehabt und in der Höhe des zurückverlangten Betrages ander—

weit Ansprüche nach 5 486 Abs° 4 AVAVGhabe° Widerspruch, Klage
und Berufung blieben erfolglos° Zur Begründung führte das Landes—

sozialgcricht (LSG) aus, die Alhi sei dem Kläger wegen nachträg—

_
licher Bewilligung der Rente aus der Angestelltenversicherung zu
Unrecht gezahlt worden° Nach % 485 Abs° 2 Satz 4 Nr° 5 AVAVG sei—

en zu Unrecht geleistete Beträge, auch wenn der Empfänger die
Uberzahlung nicht schuldhaft verursacht habe, immer dann zurück-

»zufordern‚ falls er Ansprüche im Sinne des 5 486 Abs° 4 AVAVG
habe° Zwar solle nach 5 485 Abs° 2 Satz 5 AVAVG auf die Rückfor-

derung verzichtet werden, wenn und soweit sie mit Rücksicht auf

die wirtschaftlichen Verhältnisse des Empfängers nicht vertretbar
wäre° Dem habe die Beklagte jed0ch dadurch ausreichend Rechnung

getragen, daß sie die Rückforderung auf 2,607,70 DM beschränkte°

In dieser Höhe müsse die Rückforderung schon deshalb als vertret-

bar angesehen werden, weil sie ohne unmittelbare Inanspruchnahme

des Klägers durch die Rentennachzahlung der Bundesversichorungs—

anstalt für Angestellte ausgeglichen werden könne° Eine außerge-

wöhnliche Notlage, die die Rückforderung des Teilbetrages als

' unvertretbar erscheinen lasse, habe bei dem Kläger nicht vorgele—_

gen° Im Zeitpunkt des Widerspruchsbescheides habe sein monatli—

ches Gehalt ungefähr 800 DM betragen° Einkünfte in gleicher Höhe

habe er mit kurzen Unterbrechungen bereits seit Ende August 4958

gehabt° Er sei hiernach in der Lage gewesen, für den Unterhalt

seiner Familie aufzukommen und auch die von ihm angeschafften

‘ Möbel, jedenfalls in Raten, abzuzahlen„ Bei letzteren Feststel—

lungen hat sich das LSG auf die Angaben des Klägers in der münd-

lichen Verhandlung vom 40° September 4965 gestützt° Revision wur—

de nicht zugelassen;'
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Der Kläger legte gegen
das Urteil Revision ein° Er rügt Ver—

letzung der 55 128, 105, 1C6 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG)

sowie der 55 160, 162 der Zivilprozeßordnung (ZPO) und trägt

vor, in der Beweiswürdigung des LSG liege ein Verstoß gegen

Denkgesetze, weil es den in € 185 AVAVG eng begrenzten Ermes—

sungsspielraum des Arbeitsamtes erst dann als überschritten

angesehen habe, &E■hbei dem kläger eine außergewöhnliche Not-
lage vorgclegen hätte, während in Wirklichkeit jede Notlage

zu berücksichtigen seio Außerdem habe das LSG die Erklärung

des Klägers in der mündlichen Verhandlung im Urteil berück-

sichtigt, ohne daß sie ihm vorgelesen und von ihm genehmigt

werden seien° Die im Protokoll aufgenommene Erklärung sei un—

vollständig und nicht richtigo Schließlich habe das LSG seine

Pflicht zur Aufklärung des Sachverhalts verletzt, weil es die

trotz des Arbeitseinkommens bedrückenden Verhältnisse, insbe—

sondere die Schulden und die hohen Unterhaltspfliehten, nicht

festgestellt habe°

Der Kläger beantragt,
_ \\_

die Urteile des LSG Nordrhein-Westfalen vom'
100 September 1965 und des Sozialgerichts

Dortmund vom 200 Februar 1962 sowie die Bescheide

der Beklagten vom 27° August 1959 und 140 April

,
1960 aufzuheben‚ soweit sie die Rückforderung in

Höhe von 20607,70 DM betreffen°

Die Beklagte stellt keinen Antrag°

Die Beteiligten sind mit einer Entscheidung ohne mündliche Ver-

handlung einverstanden° !, '

II°

Da die Revision vom LSG nicht zugelassen wurde, ist sie nur
statthaft, wenn im Verfahren des LSG ein wesentlicher Mangel

gerügt wird und auch vorliegt (@ 162 Abs° 1 Nr° 2 SGG und BSG
1, 150)° Diese Voraussetzung ist erfüllt° Das LSG-hat die Er—

_klärungen des Klägers in der mündlichen Verhandlung vom 10,

September 1965 in das Sitzungsprotokoll aufgenommen, ohne daß

sie dem Kläger vorgeleson und von ihm genehmigt werden sind,

wie 5 122 Abs, 2 SGG fordert° Es hat diese Angaben auch in

‚ ‚ _ _ „ |_ 4 -
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‘seinem Urteil verwerteto Damit hat es verfahrensrechtliche Vor—

schriften verletz , wie der Kläger mit Recht rügt° Zwar brauchen

die Aussagen eines Zeugen vor dem LSG als Prozeßgericht nicht in

der Niederschrift festgehalten zu werden, wenn das Urteil die

Aussagen inhaltlich wiedergibt (BSG 16, 256)° Jedoch ist das Ge—

richt gehalten, wenn es bedeutsame Erklärungen aus dem Sachver—

trag des Beteiligten in der mündlichen Verhandlung durch die

Sitzungsniederschrift festhält, um sie in der Urteilsbegründung

zu verwerten, dem Beteiligten die Niederschrift über seine Anga=
ben vorzulesen oder zur Durchsicht vorzulegen; des Weiteren muß

in der Niederschrift vermerkt werden, daß dies geschehen ist und

ob der Beteiligte die Niederschrift genehmigt hat„ Ist dies aus

der Niederschrift über die mündliche Verhandlung nicht ersicht—
lich, so leidet das Verfahren an einem wesentlichen Mangel (BSG,

Urteil vom 19° Juli 1961, SozR SGG % 122 Nr° 5; vgl° auch Urteil

vom 19° Juli 1961, SozR SGG € 122 Nr, 4)„ Da das LSG im vorlie—

genden Falle die Angaben des Klägers im Protokoll festgehalten hat

wäre es verpflichtet gewesen, dieses dem Kläger vorzulesen und"

den Inhalt genehmigen zu lassen° Weil das nicht geschah, ist

% 122 Abs, 2 SGG verletzt° Die Revision ist daher statthaft und

gleichzeitig zulässig, nachdem sie form— und fristgerecht einge—

legt werden ist„

Das Rechtsmittel erweist sich auch als begründet, da die Möglich—

keit besteht, daß das LSG bei einem den Prozeß gesetzten entspre—

chenden Verfahren zu einem für den Kläger günstigeren Ergebnis

gekommen wäre„ Das Urteil des LSG ist daher aufzuheben° Die Sa—

che mußte zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das LSG

zurückverwiesen werden (S 170 Abso 2 Satz 2 SGG), weil die auf

einem Verfehrensverstoß beruhenden Feststellungen des LSG nicht

geeignet sind, Grundlage für eine abschließende Entscheidung des

Senats zu bilden°
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Die Entscheidung über die Kösten des Ro?isiönsvprfahrens bleibt

dem LSG überlassen°
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